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In eigener Sache 

Online-Veranstaltungen des Flüchtlingsrats NRW im 
Dezember 2021 
Auch im letzten Monat des Jahres bietet der Flücht-
lingsrat NRW wieder verschiedene Online-Veranstal-
tungen an. Für folgende Veranstaltungen werden be-
reits Anmeldungen entgegengenommen: 
 
Online-Austausch: Engagement in Landesunterkünf-
ten 
Mittwoch, 01.12.2021, 17:30 – 19:00 Uhr 
 
Online-Auftakttreffen: ‘Zusammen sind wir nicht zu 
überhören!‘ – Gemeinsame Entwicklung von Forde-
rungen zur Landtagswahl 2022 
Mittwoch, 08.12.2021, 17:00 – 20:00 Uhr 
 
Online-Austausch: Finanzierungsmöglichkeiten in der 
ehrenamtlichen Flüchtlingshilfe 
Donnerstag, 16.12.2021, 17:00 – 18:30 Uhr 
 
Detaillierte Beschreibungen der Online-Veranstal-
tungen können der Website des Flüchtlingsrats 
NRW entnommen werden. 

Kooperations- und Fördermöglichkeiten für flücht-
lingspolitische Veranstaltungen und Projekte 
Der Flüchtlingsrat NRW hat im Oktober 2021 seine 
Broschüre zu verschiedenen Institutionen, die für 
eine finanzielle Unterstützung von Projekten und 
Veranstaltungen zu flüchtlingspolitischen Themen 
angefragt werden können, aktualisiert. Die Bro-
schüre gibt einen Überblick zu Fördermöglichkeiten 

kleinerer Projekte wie Vortragsveranstaltungen und 
Kongresse, aber auch zu Möglichkeiten einer (Teil-
)Finanzierung größerer Projekte. 

Online-Umfrage zum digitalen Veranstaltungsange-
bot des Flüchtlingsrats NRW 
Der Flüchtlingsrat NRW bietet auf seiner Website die 
Möglichkeit, im Rahmen einer Online-Umfrage Wün-
sche bezüglich der Themenwahl für digitale Veran-
staltungen im Jahr 2022 zu äußern. Die Umfrage ist 
anonym und dauert ca. 5 Minuten. 
 
Mitarbeiterin für Projektleitung des ESF-Projekts 
gesucht  
Ab sofort ist beim Flüchtlingsrat NRW die Stelle der 
Projektleitung des ESF-Projekts „alpha OWL II – 
Flüchtlingsrat NRW“ zu besetzen. Zu den Aufgaben 
gehören u. a.: die Organisation und Durchführung 
von Schulungen für Arbeitsagenturen und Jobcenter, 
die Zusammenstellung und Aufbereitung von Infor-
mationen für projektrelevante Gremien/Personen 
sowie Presse und Öffentlichkeitsarbeit. Die weiteren 
Aufgaben und Voraussetzungen sind der Stellenaus-
schreibung zu entnehmen. Die Vergütung erfolgt 
nach TVL 10. Es handelt sich um eine Teilzeitstelle 
(32 Std./Woche). Die Stelle ist zunächst bis 
30.09.2022 befristet. Eine Weiterbeschäftigung wird 
angestrebt. Bitte senden Sie Ihre Kurzbewerbung 
(Anschreiben und Lebenslauf) nur per E-Mail bis 
Montag, 20. Dezember 2021, an die E-Mailadresse 
naujoks@frnrw.de. 

 Aus aktuellem Anlass

Polnisch-belarussische Grenze: Tausende Flücht-
linge warten auf Hilfe 
Die Tagesschau berichtete am 12.11.2021, dass erst-
malig Vertreterinnen mehrerer Hilfsorganisationen, 
wie der Internationalen Organisation für Migration 
(IOM) und des Flüchtlingshilfswerks der Vereinten 
Nationen (UNHCR), den Flüchtlingen an der belarus-
sisch-polnischen Grenze begegnen durften. Etwa 
2.000 Menschen, darunter auch viele Frauen und 
Kinder, würden fast ohne Versorgung in Zeltlagern 
an der EU-Grenze zu Polen ausharren. International 

werde der belarussische Präsident Alexander Luka-
schenko für die Situation verantwortlich gemacht. Er 
habe bewusst Flüchtlinge nach Belarus einfliegen 
und durch Sicherheitskräfte an die EU-Grenze brin-
gen lassen. Er reagiere damit auf die EU-Sanktionen, 
die aufgrund von Verstößen gegen internationales 
Recht gegen Belarus verhängt wurden.  
Wie einem Artikel der WAZ vom 12.11.2021 zu ent-
nehmen ist, habe Bundesinnenminister Horst 
Seehofer in einem Gespräch mit der Redaktion be-
tont, dass die polnische Regierung bei der Sicherung 

https://www.frnrw.de/in-eigener-sache/online-veranstaltungen-des-fluechtlingsrats-nrw-im-dezember-2021.html
https://www.frnrw.de/in-eigener-sache/online-veranstaltungen-des-fluechtlingsrats-nrw-im-dezember-2021.html
https://www.frnrw.de/in-eigener-sache/publikationen/kooperations-und-foerdermoeglichkeiten-fuer-fluechtlingspolitische-veranstaltungen-und-projekte-1.html
https://www.frnrw.de/in-eigener-sache/publikationen/kooperations-und-foerdermoeglichkeiten-fuer-fluechtlingspolitische-veranstaltungen-und-projekte-1.html
https://ehrenamt24592.survey.fm/digitales-veranstaltungsangebot-des-fl%C3%BCchtlingsrats-nrw
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Stellenanzeigen/202111_Stellenausschreibung_ESF-Projekt.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Stellenanzeigen/202111_Stellenausschreibung_ESF-Projekt.pdf
https://www.tagesschau.de/ausland/europa/belarus-polen-113.html
https://www.waz.de/politik/belarus-polen-fluechtlinge-seehofer-eu-grenze-id233819285.html
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der EU-Außengrenzen von allen Mitgliedsstaaten un-
terstützt werden müsse. Polen steht allerding in der 
Kritik, mit übermäßiger Härte gegen die Flüchtlinge 
an der Grenze vorzugehen. Polnische Grenzbeamte 
sollen Flüchtlinge gewaltsam auf belarussisches Ge-
biet zurückgedrängt haben. „Es ist eindeutig illegal, 
Schutz suchende Flüchtlinge auf europäischem Bo-
den ohne Zugang zu einem Asylverfahren zurückzu-
verfrachten.“, sagte Günter Burkhardt, Geschäftsfüh-
rer von Pro Asyl.  Axel Grafmanns vom Verein „Wir 
packen’s an“ berichtete im Gespräch mit der WAZ, 
dass Flüchtlinge von polnischen Grenzbeamten miss-
handelt werden würden: „Die Menschen haben Kno-
chenbrüche, Bisswunden, Schwellungen, Entzündun-
gen. Ich befürchte eine große Katastrophe mit dem 
einbrechenden Winter.“. 
Am 19.11.2021 berichtete die Tagesschau, dass 
nach Angaben staatlicher Medien in Belarus die be-
helfsmäßigen Lager entlang der polnischen Grenze 
geräumt worden seien. Videos des polnischen Ver-
teidigungsministeriums sollen jedoch belegen, dass 
noch Hunderte Flüchtlinge in der Nähe des Grenz-
übergangs in Lagern ausharren. Knapp 2.000 Flücht-
linge seien in einer Notunterkunft in der Nähe unter-
gebracht. Nach Angabe des belarussischen Grenz-
schutzes halten sich noch bis zu 7.000 Flüchtlinge in 
Belarus auf. Ein erster Rückführungsflug aus Belarus 
sei am Abend des 18.11.2021 mit 431 Flüchtlingen 
an Bord in Erbil, der Hauptstadt der autonomen Re-
gion Kurdistan im Irak, gelandet. 
Wie die Tagesschau am 22.11.2021 berichtete, habe 
die Bundesregierung die Forderung des belarussi-
schen Präsident Lukaschenko zur Aufnahme von 
2.000 Flüchtlingen aus Belarus abgelehnt. Dies sei 
weder für Deutschland noch für die EU eine „akzep-
table Lösung“ für die Situation an der polnisch-bela-
russischen Grenze.  
Der Merkur berichtete am 25.11.2021, dass der pol-
nische Grenzschutz am Tag zuvor mindestens 375 
versuchte Grenzübertritte registriert habe. Eine 
Gruppe von 232 Flüchtlingen habe nicht unweit des 
polnischen Dorfes Czeremsza die Grenze überwun-
den, sei aber von Sicherheitskräften wieder zurück 
nach Belarus gebracht worden. Fünf Personen seien 
wegen Erschöpfung ins Krankenhaus gebracht wor-
den. Laut der belarussischen Nachrichtenagentur 
Belta würden mittlerweile viele der etwa 2.000 
Flüchtlinge, die in einer Notunterkunft in einer Logis-
tikhalle nahe der Grenze zu Polen ausharren, u. a. 
wegen Erkältungen medizinische Hilfe benötigen. 
Am 27.11.2021 berichtete der Merkur, dass erneut 

Flüchtlinge versucht haben sollen, die Grenze zu Po-
len zu überwinden. Der polnische Grenzschutz habe 
am Freitag (26.11.2021) mehr als 200 versuchte 
Grenzübertritte verhindert. Viele Flüchtlinge würden 
weiterhin an der Grenze zu Polen auf eine Aufnahme 
in die EU hoffen. Gleichzeitig seien erneut Hunderte 
Flüchtlinge im Rahmen von Rückführungsflügen zu-
rück in den Irak gebracht worden.   
 
Koalitionsvertrag 2021-2025 der künftigen Bundes-
regierung erschienen 
SPD, Grüne und FDP haben am 24.11.2021 den 
neuen Koalitionsvertrag vorgestellt. Die Ausführun-
gen zu den Punkten „Integration, Migration und 
Flucht“ finden sich ab Seite 137.  
In einem Beitrag vom 25.11.2021 nimmt Pro Asyl 
eine Erstanalyse des neuen Koalitionsvertrags der 
Ampel-Parteien in Bezug auf Fluchtthemen vor. Der 
Koalitionsvertag beinhalte u. a. wichtige Verbesse-
rungen bezüglich Familiennachzug und Bleiberecht. 
Jedoch weise er in einigen Punkten „bedenkliche 
Leerstellen“ auf. Das Konzept der AnkER-Zentren 
werde von der neuen Bundesregierung zwar nicht 
weiter verfolgt, aber eine notwendige Absenkung 
der maximalen Aufenthaltszeit in Erstaufnahmeein-
richtungen sei nicht fest vereinbart worden. Auch 
würden die in den letzten Jahren vorgenommenen 
Verschärfungen im Bereich Abschiebungen nicht er-
wähnt. Zudem seien keine konkreten Aussagen be-
züglich des Flüchtlingsschutzes auf Europa-Ebene zu 
finden. Zwar bekenne sich die Ampel-Koalition zu 
Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechten in der EU, 
jedoch bleibe offen, wie dies in der Praxis umgesetzt 
werden soll. Bereits im Zuge der Koalitionsverhand-
lungen hatten Pro Asyl und andere zivilgesellschaftli-
che Organisationen, darunter medico international 
und der Paritätische Wohlfahrtsverband, die nächste 
Bundesregierung in einem Appell vom 10.11.2021 
dazu aufgefordert, den Schutz und die medizinische 
Versorgung von Flüchtlingen sicherzustellen.  
 
FRNRW im Interview in der WDR-Sendung „Eins zu 
eins“ 
Am 18.11.2021 gab die Geschäftsführerin des Flücht-
lingsrats NRW, Birgit Naujoks, anlässlich der humani-
tär dramatischen Situation an der polnisch-belarussi-
schen Grenze ein Interview in der WDR-Sendung 
„Eins zu eins“. Naujoks fordert von den politischen 
Entscheidungsträgerinnen, für eine sofortige Ent-
schärfung der Situation an der polnisch-belarussi-
schen Grenze zu sorgen. Thematisiert werden in 

https://www.tagesschau.de/ausland/europa/polen-belarus-grenzstreit-101.html
https://www.tagesschau.de/inland/lukaschenko-fluechtlinge-deutschland-101.html
https://www.merkur.de/politik/belarus-polen-grenze-russland-migranten-fluechtlinge-lukaschenko-putin-news-aktuell-zr-91136682.html
https://www.merkur.de/politik/belarus-polen-grenze-russland-migranten-fluechtlinge-lukaschenko-merkel-kritik-news-zr-91136682.html
https://cms.gruene.de/uploads/documents/Koalitionsvertrag-SPD-GRUENE-FDP-2021-2025.pdf
https://www.proasyl.de/news/koalitionsvertrag-2021-2025-wichtige-erfolge-aber-auch-gravierende-luecken/
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Aktuell/Appell-an-die-kuenftige-Bundesregierung-2021.pdf
https://www.ardmediathek.de/video/westpol-eins-zu-eins/zwischen-hoffnung-und-traumatisierung-wird-fuer-fluechtlinge-genug-getan/wdr/Y3JpZDovL3dkci5kZS9CZWl0cmFnLWRjYjYzYmFkLTM1MmMtNDI2My05MTRhLTZmNmVlZjFiMzhhZQ/
https://www.ardmediathek.de/video/westpol-eins-zu-eins/zwischen-hoffnung-und-traumatisierung-wird-fuer-fluechtlinge-genug-getan/wdr/Y3JpZDovL3dkci5kZS9CZWl0cmFnLWRjYjYzYmFkLTM1MmMtNDI2My05MTRhLTZmNmVlZjFiMzhhZQ/


Schnellinfo 09/2021 Flüchtlingsrat NRW e.V. Seite 5 von 13 
  

Flüchtlingsrat NRW e.V., Wittener Str. 201, D-44803 Bochum, Tel.: 0234/5873156, Fax: 0234/587315-75 
E-Mail: info@frnrw.de, Homepage: www.frnrw.de 

Bankverbindung: Bank für Sozialwirtschaft, Köln, IBAN: DE56370205000008054101 

dem Interview u. a. auch die Abschiebungs- und Blei-
berechtspolitik in NRW sowie die aktuelle Situation 
in NRWs Landesunterkünften. 
 
Geflüchtete Frauen vor Gewalt schützen 
Anlässlich des Internationalen Tags zur Beseitigung 
von Gewalt gegen Frauen am 25.11.2021 themati-
siert Pro Asyl in einem Beitrag vom 23.11.2021 die 
Situation geflüchteter Frauen und Mädchen in 
Deutschland. Das deutsche Aufenthalts- und Asyl-
recht würde Frauen nicht ausreichend vor Gewalt 
schützen und an manchen Stellen sogar gewaltvolles 
Verhalten gegen sie befördern. Dies hatten Pro Asyl, 
einige Landesflüchtlingsräte und die Universität Göt-
tingen bereits im Juli dieses Jahres in einem Schat-
tenbericht zur Umsetzung der Istanbul Konvention in 
Bezug auf geflüchtete Frauen in Deutschland darge-
legt. 
 
Berufssprachkurse für Afghaninnen  
In einem Rundschreiben vom 15.11.2021 gibt das 
BAMF bekannt, dass Asylbewerberinnen aus Afgha-
nistan ab sofort nach § 45a Abs. 2 S. 3 Nr. 1 Auf-

enthG an einem Berufssprachkurs teilnehmen kön-
nen. Dies ist möglich, da das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales Asylbewerberinnen aus Afghanis-
tan nun eine ,,gute Bleibeperspektive‘‘ (zunächst be-
fristet bis zum 31.08.2022) zuschreibt. Anders sieht 
es bislang das Bundesinnenministerium, daher ist 
der Zugang zu Integrationskursen für Asylbewerbe-
rinnen aus Afghanistan nicht eröffnet. 
 
Fall Jalloh: Neues Gutachten führt zu Wiederauf-
nahme der Ermittlungen  
Wie der mdr am 03.11.2021 berichtete, zeige ein 
neues Gutachten eines britischen Brandexperten, 
dass Oury Jalloh in seiner Gefängniszelle angezündet 
worden sei. Der 36-jährige Asylbewerber aus Sierra 
Leone war im Januar 2005 in seiner Gefängniszelle 
bei einem Brand ums Leben gekommen. Die ge-
nauen Umstände des Todes konnten bis heute nicht 
aufgeklärt werden. Das von einer Aufklärungsinitia-
tive in Auftrag gegebene Gutachten beweise, dass 
der an Händen und Füßen fixierte Jalloh keine Mög-
lichkeit hatte, den Brand selber zu legen. Die Familie 
fordere nun die Wiederaufnahme der Mordermitt-
lungen. 

Aus den Initiativen 

Kritik an Ratsbeschluss zu Containerunterkünften in 
Erkrath 
Mit einem offenen Brief vom 10.11.2021 kritisiert 
der Freundeskreis für Flüchtlinge in Erkrath e. V. den 
Ratsbeschluss der Stadt Erkrath vom 03.11.2021, 
Container-Module zur Unterbringung von ca. 60 
Flüchtlingen zu errichten. Da durch das Hochwasser 
im Juni 2021 eine Flüchtlingsunterkunft unbewohn-
bar geworden sei, wolle die Stadt die Container als 
Übergangslösung aufstellen. Die Initiative bezeichnet 

die Unterbringung als menschenunwürdig. „Alleine 
das äußere Erscheinungsbild stellt eine Stigmatisie-
rung der Bewohner*innen dar. Das ist nicht der Be-
ginn eines gut durchdachten Integrationsprozesses, 
sondern der Beginn einer Ausgrenzung von Men-
schen, die wir eigentlich willkommen heißen wol-
len.“, heißt es in dem Schreiben. Der Verlauf der 
Ratsdiskussion kann in einem Artikel vom 
10.11.2021 bei erkrath.jetzt nachgelesen werden. 
 

Europa 

Pro Asyl fordert humanere Asylpolitik und Flücht-
lingsschutz in Europa 
In einer Pressemitteilung vom 09.11.2021 fordert 
Pro Asyl die alte Bundesregierung und die Parteien 
der neuen Bundesregierung auf, sich europaweit für 
eine humanere Asylpolitik und Flüchtlingsschutz 

starkzumachen. Im Hinblick auf die aktuellen Ge-
schehnisse an der polnisch-belarussischen Grenze 
solle die Bundesregierung sich nicht für eine Stär-
kung der Grenzabwehr einsetzen, sondern dafür, 
Flüchtlingen den Zugang zum Asylsystem zu gewäh-
ren. „Die gewaltsamen Pushbacks und Grenzabschot-

https://www.proasyl.de/news/gefluechtete-frauen-schuetzen-aufnahmebedingungen-verbessern/
https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/210803_BHP_PA_Parallel_Grevio_deutsch.pdf
https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/210803_BHP_PA_Parallel_Grevio_deutsch.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Afghanistan/TRS_BSK_17-21_00_Anschreiben_AFG.pdf
https://www.mdr.de/nachrichten/sachsen-anhalt/dessau/dessau-rosslau/neues-gutachten-tod-oury-jalloh-100.html
https://erkrath.jetzt/freundeskreis-will-keine-container/
https://erkrath.jetzt/mehrheit-fuer-container-zur-unterbringung/
https://erkrath.jetzt/mehrheit-fuer-container-zur-unterbringung/
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/pro-asyl-keine-neuen-mauern/
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tungsmaßnahmen müssen gestoppt, die Schutzsu-
chenden registriert und die Aufnahme in mehreren 
EU-Staaten organisiert werden“, erklärt Günter Burk-
hardt, Geschäftsführer von Pro Asyl. Von der neuen 
Koalition erwarte Pro Asyl, Bundes- und Landesauf-
nahmeprogramme und legale Fluchtwege zu schaf-
fen.  
 
Ärmelkanal: Mindestens 27 Flüchtlinge bei Über-
fahrt gestorben  
Am 25.11.2021 berichtete die Tagesschau, dass min-
destens 27 Flüchtlinge bei einem Bootsunglück vor 
der Küste von Calais ums Leben gekommen seien. 
Zwischen Frankreich und Großbritannien, die sich 
gegenseitig die Schuld an dem Unglück geben, ent-
flamme nun ein Konflikt. Der britische Premierminis-
ter Boris Johnson erwarte von französischer Seite 
schärfere Kontrollen am Ärmelkanal. Frankreichs 
Präsident Emanuel Macron habe zu einer Krisensit-
zung auf EU-Ebene aufgerufen. Er fordere, die Mittel 
der Grenzschutzagentur Frontex zu erhöhen und 
stärker gegen Schleuserinnennetzwerke vorzugehen. 
2021 seien bisher etwa 7.800 Menschen auf dem Är-
melkanal aus Seenot gerettet worden. Bereits am 
05.11.2021 berichtete die Tageszeitung über eine 
Rettungsaktion der französischen Küstenwache im 
Ärmelkanal in der Nacht vom 02.11. auf den 
03.11.2021 mit insgesamt 400 geretteten Flüchtlin-
gen. Ein ca. 30 Jahre alter Mann mit bisher ungeklär-
ter Identität sei ertrunken. 
Wie die Tagesschau am 26.11.2021 berichtete, habe 
Johnson sich in einem persönlichen Schreiben an 
Macron gewendet und dieses anschließend auf Twit-
ter veröffentlicht. Er wolle ein Abkommen schließen, 
das es ermöglicht, alle Flüchtlinge, die illegal über 
den Ärmelkanal kommen, nach Frankreich zurückzu-
bringen. Zudem habe er gemeinsame Grenzpatrouil-
len, Luftüberwachung und den Austausch von Infor-
mationen vorgeschlagen. Für Macron ist nach Anga-
ben der Tagesschau ein Abkommen zur Rückführung 
von Flüchtlingen nach Frankreich keine Lösung für 
die Situation. Die Kommunikation über Twitter habe 
er als „unseriös“ bezeichnet. 
 
UN-Flüchtlingskommissar wirft EU Rechtsbrüche 
vor  
Wie die Tagesschau am 10.11.2021 berichtete, habe 
der UN-Hochkommissar für Flüchtlinge, Filippo 
Grandi, der Europäischen Union (EU) Rechtsbrüche 
im Umgang mit Flüchtlingen vorgeworfen. In seiner 

Rede im EU-Parlament in Brüssel habe er die gewalt-
tätigen Pushbacks und die Versuche der Mitglieds-
staaten, den asylrechtlichen Verpflichtungen zu ent-
gehen, kritisiert. Mit Blick auf die aktuelle Lage an 
der polnisch-belarussischen Grenze sei es inakzepta-
bel, dass Staaten die gefährliche Weiterreise von 
verletzlichen Menschen förderten, sagte Grandi. 
Auch die EU-Kommissarin für Inneres, Ylva Johans-
son, betonte im Interview mit dem ARD-Studio Brüs-
sel, dass Pushbacks nicht normalisiert oder legalisiert 
werden dürften. 
 
Rettungsschiffe befreien Flüchtlinge auf dem Mit-
telmeer aus Seenot  
Wie die Tagesschau am 07.11.2021 berichtete, habe 
das Rettungsschiff „Sea-Eye 4“ mit mehr als 800 
Flüchtlingen an Bord im sizilianischen Hafen Trapani 
angelegt. Das weit über seine Kapazitäten hinaus be-
setzte Schiff sei mehrere Tage lang auf der Suche 
nach einem sicheren Hafen gewesen. Die maltesi-
schen Behörden hätten nicht auf Anfragen reagiert 
und auch an der italienischen Insel Lampedusa 
durfte das Rettungsschiff nicht anlegen. Die Flücht-
linge würden nun zur Corona-Quarantäne auf ande-
ren Schiffen untergebracht. Die knapp 160 Minder-
jährigen würden jedoch in Notunterkünfte an Land 
gebracht. Das Rettungsschiff „Ocean Viking“, das 
sich zeitgleich mit 313 Flüchtigen auf dem Mittel-
meer befand, konnte laut  einer Mitteilung vom 
11.11.2021 auf der Website von SOS MEDITERRANEE 
Deutschland am 11.11.2021 im sizilianischen Hafen 
in Augusta anlegen. 
Das Migazin berichtete am 18.11.2021, dass die 
„Geo Barents“, das Rettungsschiff der Hilfsorganisa-
tion „Ärzte ohne Grenzen“, in der Nacht zum 
17.11.2021 99 Flüchtlinge von einem Holzboot vor 
der lybischen Küste gerettet habe. 10 Personen 
seien tot geborgen worden. Bereits an den beiden 
Tagen zuvor habe die Besatzung 87 Menschen aus 
Seenot befreit, unter ihnen auch viele kleine Kinder. 
Nach Auskunft von „Ärzte ohne Grenzen“ sind seit 
Anfang des Jahres 1.225 Menschen im Mittelmeer 
ums Leben gekommen. 
Am 26.11.2021 berichtete die Zeit, dass das deut-
sche Rettungsschiff „Sea-Watch 4“, das mit 461 
Flüchtlingen an Bord mehrere Tage auf die Zuwei-
sung eines sicheren Hafens gewartet habe, in Au-
gusta an der sizilianischen Ostküste anlegen durfte. 
Die Crew habe zuvor den Notstand ausgerufen, da 
das Schiff in einen Sturm geraten sei und viele der 
Flüchtlinge zu unterkühlen drohten.

https://www.tagesschau.de/ausland/europa/frankreich-aermelkanal-fluechtlinge-unglueck-101.html
https://taz.de/Gefluechtete-zwischen-Calais-und-Dover/!5809545/
https://www.tagesschau.de/ausland/europa/fluechtlinge-2247.html
https://www.tagesschau.de/ausland/europa/eu-parlament-grandi-fluechtlinge-101.html
https://www.tagesschau.de/ausland/europa/seenotrettung-sea-eye-4-105.html
https://sosmediterranee.de/neuigkeiten-aus-dem-einsatz-november-2021/
https://sosmediterranee.de/neuigkeiten-aus-dem-einsatz-november-2021/
https://www.migazin.de/2021/11/18/mittelmeer-zehn-tote-fluechtlinge-in-ueberfuelltem-holzboot-entdeckt/
https://www.zeit.de/gesellschaft/2021-11/seenotrettung-sea-watch-4-mittelmeer-migration
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Deutschland 

Neues Ein- und Ausreisezentrum am Flughafen BER  
In einer Pressmitteilung vom 26.10.2021 informiert 
das Bundesministerium des Inneren, für Bau und 
Heimat (BMI) über das neue Ein- und Ausreisezent-
rum am Flughafen BER. Bundesinnenminister Horst 
Seehofer und Brandenburgs Innenminister Michael 
Stübgen unterzeichneten eine Grundsatzvereinba-
rung über die gemeinsame Nutzung von Verwal-
tungsgebäuden für Bundes- und Landesbehörde im 
Rahmen aufenthalts- und asylrechtlicher Entschei-
dungen am Flughafen. Laut Seehofer ist das Ein- und 
Ausreisezentrum die richtige Antwort auf die Her-
ausforderungen der Migration in einem Europa ohne 
Grenzkontrollen. "Die erfolgreiche Steuerung von 
Migration braucht schlanke Prozesse und kurze 
Wege. Wir haben gelernt, dass die Behörden von 
Bund und Ländern gerade im Migrationsbereich an 
einen Tisch gehören.“, so Seehofer.   
 
Pastor nach Gewährung von Kirchenasyl verurteilt  
Wie die Süddeutsche Zeitung am 08.11.2021 berich-
tete, sei ein Pastor der evangelisch-methodistischen 
Gemeinde Pegnitz vom Amtsgericht Bayreuth der 
„Beihilfe zum unerlaubten Aufenthalt“ schuldig ge-
sprochen worden. Im Januar 2020 habe Pastor 
Schörk einem iranischen Flüchtling Kirchenasyl ge-
währt, der nach Griechenland abgeschoben werden 
sollte. Das Amtsgericht sprach eine „Verwarnung mit 

Strafvorbehalt“ in Höhe von 15 Tagessätzen zu je 
100 Euro auf Bewährung aus. Zudem müsse der Pas-
tor eine Bewährungsauflage von 1.500 Euro zahlen. 
Beide Parteien zögen in Erwägung, Berufung einzule-
gen. Pastor Schörk äußerte sich besorgt bezüglich 
der „Signalwirkung“ die das Urteil auf die Gewäh-
rung zukünftiger Kirchenasyle habe.  
In einer Pressemitteilung vom 12.11.2021 kritisiert 
Pro Asyl das Gerichtsurteil und solidarisiert sich mit 
Pastor Schörk. „Es ist erschreckend, dass Menschen 
wie Stefan Schörk, die sich dafür einsetzen, dass 
Flüchtlinge in Würde leben können, kriminalisiert 
werden. Das ist ein alarmierender Trend, den wir seit 
Jahren beobachten, sowohl hinsichtlich des Kirchen-
asyls als auch mit Blick auf die Seenotrettung.", so 
Karl Kopp von Pro Asyl. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Nordrhein-Westfalen 

Landtag NRW verabschiedet Reform des Flücht-
lingsaufnahmegesetzes 
Wie das Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge 
und Integration (MKFFI) des Landes Nordrhein-West-
falen in einer Pressemittteilung vom 04.11.2021 be-
richtet, hat der Landtag die Reform des Flüchtlings-
aufnahmegesetzes (FlüAG) verabschiedet. Rückwir-
kend zum 01.01.2021 werde eine differenzierte mo-
natliche FlüAG-Pauschale eingeführt und dabei die 
Beträge von 866 Euro pro Monat pro Person für 
kreisangehörige Gemeinden auf monatlich 875 Euro 
und für kreisfreie Städte auf 1.125 Euro pro Person 
erhöht. Für jede nach dem 31.12.2020 vollziehbar 

ausreispflichtig gewordene Person sollen die Kom-
munen einmalig 12.000 Euro pro Person vom Land 
gezahlt bekommen. Flüchtlingsminister Joachim 
Stamp sagte dazu: „Wir wollen gemeinsam mit den 
Kommunen durch eine verbindlichere Integrationspo-
litik die Anzahl der Geduldeten reduzieren - dazu ge-
hört neben einem effizienten Rückkehrmanagement, 
die Verbesserung von Bleiberechten, um gut inte-
grierten Geduldeten ein dauerhaftes Aufenthalts-
recht zu ermöglichen.“ 
In einer Stellungnahme vom 06.11.2021 äußern Be-
rivan Aymaz und Mehrdad Mostofizadeh, Mitglieder 
der Grünen im Landtag NRW, Kritik an der Reform 

https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/pressemitteilungen/DE/2021/10/ber-ein-ausreisezentrum.html
https://www.sueddeutsche.de/bayern/bayreuth-kirchenasyl-schuldspruch-1.5459247
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/kirchenasyl-solidaritaet-mit-pfarrer-schoerk-pro-asyl-fordert-humanitaere-handlungen-nicht-laenger-kriminalisieren/
https://www.mkffi.nrw/pressemitteilung/reform-des-fluechtlingsaufnahmegesetzes-und-verbindlichere-integrationspolitik
https://www.land.nrw/de/pressemitteilung/reform-des-fluechtlingsaufnahmegesetzes-und-verbindlichere-integrationspolitik
https://www.land.nrw/de/pressemitteilung/reform-des-fluechtlingsaufnahmegesetzes-und-verbindlichere-integrationspolitik
https://www.frnrw.de/service/suche-neu/artikel/die-gruenen-im-landtag-nrw-stellungnahme-zur-reform-des-fluechtlingsaufnahmegesetzes.html
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des FlüAG. So seien die Pauschalen für viele Städte 
und Gemeinden immer noch nicht kostendeckend.  
 
Landesunterkünfte in NRW stoßen an Kapazitäts-
grenzen  
Informationen bezüglich der Unterkunftsbelegung in 
den Landesaufnahmeeinrichtungen in NRW können 
einem Bericht des Ministerium für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration (MKFFI) des Landes 
Nordrhein-Westfalen zum Thema „Aktuelle Belegung 
in den Landesunterkünften“ vom 09.11.2021 ent-
nommen werden. Ende August sei die Maximalbele-
gung mit Blick auf die Infektionslage sowie die beste-
henden Impf- und Testangebote auf 75 % erhöht 
worden. Aufgrund der ansteigenden Zugangszahlen 
zeige sich dennoch eine zunehmend angespannte 
Belegungssituation in den Unterkünften. Mit Stand 
vom 31.10.2021 betrage der Auslastungsgrad der be-
legbaren Kapazität in den Erstaufnahmeeinrichtun-
gen (EAE) 77 % und in den Zentralen Unterbrin-
gungseinrichtungen (ZUE) 91 %.  
Zu Engpässen bei der Unterbringung von Flüchtlin-
gen komme es zurzeit bundesweit, berichtete die Ta-
gesschau am 20.11.2021. Dies liege einerseits daran, 
dass Deutschland in den letzten Jahren die Anzahl 
der Flüchtlingsunterkünfte reduziert habe. Anderer-

seits sei die Beherbergung pandemiebedingt zusätz-
lich durch die einzuhaltenden Hygienevorschriften 
und Quarantäne-Maßnahmen erschwert.  
 
Hilfe für Menschen ohne Krankenversicherung in 
Bonn 
Der Verein „Anonymer Krankenschein Bonn“ infor-
miert in einer Pressmitteilung vom 02.11.2021 über 
die Eröffnung der neuen Bonner Clearingstelle für 
Menschen ohne Krankenversicherung. Zwei Sozialar-
beiterinnen und ein Allgemeinmediziner werden ab 
dem 16.11.2021 sozial-, aufenthaltsrechtliche und 
medizinische Beratung für Menschen ohne Kranken-
versicherung aus Bonn anbieten. Durch die Ausstel-
lung eines „Anonymen Krankenscheins“ erhalten 
Menschen ohne Krankenversicherung Zugang zur 
medizinischen Regelversorgung entsprechend der 
Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung.  
Die Kosten für die medizinischen Behandlungen wer-
den aus dem Behandlungsfond des Vereins gedeckt. 
Von Seiten der Stadt Bonn werde das dreijährige 
Modellprojekt – zusätzlich zu Personal- und Sachkos-
ten – mit ca. 100.000 Euro pro Jahr unterstützt. Wei-
tere Informationen sind der Website des Vereins zu 
entnehmen. 
 

Rechtsprechung und Erlasse

EuGH: Kindern von Flüchtlingen steht Flüchtlings-
status zu 
Mit Urteil (C 91/20) vom 09.11.2021 hat der Europä-
ische Gerichtshof (EuGH) entschieden, dass Kindern 
eines anerkannten Flüchtlings auch dann internatio-
naler Schutz gewährt werden kann, wenn sie in ei-
nem EU-Staat geboren wurden und über den ande-
ren Elternteil die Staatsangehörigkeit eines Dritt-
staats besitzen, in dem sie nicht verfolgt werden. Im 
verhandelten Fall ging es um die 2017 in Deutsch-
lang geborene Tochter einer Tunesierin und eines 
Syrers, die die Staatangehörigkeit ihrer Mutter be-
sitzt. Während dem Vater im Oktober 2015 vom 
BAMF die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt wurde, 
hatte der Asylantrag der Mutter keinen Erfolg. Der 
Asylantrag der Tochter wurde im September 2017 
als offensichtlich unbegründet abgelehnt, da sie in 
Tunesien als dortige Staatsangehörige Schutz in An-
spruch nehmen könne. Auf ein Vorabentscheidungs-
ersuchen des Bundesverwaltungsgerichts stellt der 

EuGH nun klar, dass das Mädchen einen vom Vater 
abgeleiteten Flüchtlingsstatus erhalten kann.  
 
EuGH: Teile des ungarischen Asylrechts unvereinbar 
mit EU-Gesetzen 
Mit Urteil (C‑821/19) vom 16.11.2021 erklärte der 
Europäische Gerichtshof (EuGH) grundlegende Teile 
des Asylrechts in Ungarn für rechtswidrig. Ungarn 
hatte 2018 Gesetze geändert, um „betrügerische ille-
gale Einwanderungen zu bekämpfen“. Zum einen 
ging es um eine Regelung, nach der ein Antrag auf 
internationalen Schutz als unzulässig abgelehnt wird, 
wenn Asylbewerberinnen über einen sicheren Dritt-
staat nach Ungarn eingereist sind. Diese Regelung ist 
laut EuGH rechtswidrig, da in den EU-Richtlinien fest-
gelegt ist, in welchen Fällen ein Mitgliedstaat einen 
Antrag auf internationalen Schutz als unzulässig ab-
lehnen kann. Zum anderen ist es in Ungarn strafbe-
wehrt, Flüchtlingen, die „keine Aussicht auf Asyl ha-
ben“, bei der Asylantragstellung zu helfen. Der EuGH 
stellte fest, dass diese Regelung Schutzbedürftigen 

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV17-5960.pdf
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV17-5960.pdf
https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/fluechtlinge-2245.html
https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/fluechtlinge-2245.html
https://aks-bonn.de/?page_id=251
https://aks-bonn.de/?page_id=251
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=248901&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=41941046
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=249623&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=42761859#Footnote3
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den Zugang zu rechtlicher Unterstützung entzieht. 
Sie werde nicht durch die von Ungarn angeführten 
Ziele der Bekämpfung der Unterstützung der miss-
bräuchlichen Inanspruchnahme des Asylverfahrens 
und der Bekämpfung der betrügerischen illegalen 
Einwanderung gerechtfertigt.  
 
Gutachten beim EuGH: Deutsches Gesetz zu Ab-
schiebungshaft rechtswidrig 
In einem Gutachten zur Rechtssache C-519/20 des  
Europäische Gerichtshofs (EuGH) kommt die Verfas-
serin zu der Einschätzung, dass die deutsche Geset-
zesänderung von 2019, die es erlaubt, bis Mitte 2022 
Flüchtlinge zum Zwecke ihrer Abschiebung in einer 
gewöhnlichen Haftanstalt unterzubringen, gegen EU-
Recht verstößt. Das Amtsgericht Hannover hatte ein 
Vorabentscheidungsgesuch an den EuGH gerichtet, 
um die Rechtmäßigkeit der Regelung zu prüfen. 
Nach EU-Recht muss die Abschiebungshaft grund-
sätzlich in „speziellen Hafteinrichtungen“ vollzogen 
werden. Die Bundesgesetzgeberin hatte sich in der 
Gesetzesbegründung auf das Vorliegen einer Notlage 
im Sinne von Art. 18 Abs. 1 der EU-Rückführungs-
richtlinien berufen. Eine solche Notlage liegt bei-
spielsweise dann vor, wenn „eine außergewöhnlich 
große Zahl von Drittstaatsangehörigen, deren Rück-
kehr sicherzustellen ist, zu einer unvorhersehbaren 
Überlastung der Kapazitäten der Hafteinrichtungen 
eines Mitgliedstaats oder seines Verwaltungs- oder 
Justizpersonals“ führt. Laut EuGH-Gutachten sind im 
vorliegenden Fall die Voraussetzungen für eine Not-
lage jedoch nicht erfüllt. U. a. könne die Belastung 
der Kapazität der speziellen Hafteinrichtungen nicht 
als „unvorhersehbar“ eingestuft werden, da durch 
die gestiegenen Zugangszahlen mit einem exponen-
tiellen Anstieg des Drucks auf die Kapazitäten der 
Hafteinrichtungen gerechnet werden konnte. Außer-
dem würde auch der Zeitraum von drei Jahren, für 
den die Regelung erlassen wurde, über das hinaus-
gehen, was für die Bewältigung einer Ausnahmesitu-
ation erforderlich sei. 
 
BSG: Psychotherapeutische Behandlung für Leis-
tungsempfängerinnen nach § 2 AsylbLG durch The-
rapeutinnen ohne Kassenzulassung möglich  
Das Bundessozialgericht (BSG) hat mit Urteil (B 6 KA 
16/20 R) vom 04.11.2021 entschieden, dass Thera-

peutinnen auch ohne Zulassung bei der kassenärztli-
chen Vereinigung zur psychotherapeutischen Versor-
gung von traumatisierten Flüchtlingen, die Leistun-
gen nach § 2 AsylbLG empfangen, ermächtigt wer-
den können. Grundlage ist eine Sonderregelung (§ 
31 Abs 1 Satz 2 Ärzte-ZV) von 2015, die auch Ärztin-
nen und Therapeutinnen ohne Kassenzulassung dazu 
ermächtigt, Asylbewerberinnen, „die Folter, Verge-
waltigung oder sonstige schwere Formen psychi-
scher, physischer oder sexueller Gewalt erlitten ha-
ben“, zu behandeln. Die Klägerin, die kassenärztliche 
Vereinigung Berlin, hatte sich darauf berufen, dass 
durch die Sonderregelung lediglich Therapieabbrü-
che vermieden werden sollten und daher die Kosten 
für eine Behandlung bei einer Therapeutin ohne Zu-
lassung nur dann von der Krankenkasse übernom-
men werden können, wenn der Flüchtling bereits in 
den ersten 18 Monaten seines Aufenthalts in 
Deutschland von dieser Therapeutin behandelt 
wurde. Das BSG kam nun jedoch zu dem Schluss, 
dass diese Sonderregelung generell darauf abzielt, 
einem Mangel an fachlich befähigten Psychothera-
peutinnen zur Traumabehandlung von Flüchtlingen 
entgegenzuwirken. 
 
BGH: Eheschließung durch Stellvertreterin im Aus-
land  
Der Bundesgerichtshof (BGH) hat mit Beschluss (XII 
ZB 309/21) vom 29.09.2021 entschieden, dass im 
Ausland durch Stellvertreterinnen geschlossene 
Ehen in Deutschland anerkannt werden müssen, 
wenn diese nach den im Land der Eheschließung gel-
tenden Bestimmungen zulässig sind. Im konkreten 
Fall ging es um eine Deutsche und einen Syrer, die in 
Mexiko die Ehe durch zwei Stellvertreterinnen 
schließen ließen. Anschließend hatten sie in 
Deutschland die Beurkundung einer Erklärung zur 
Bestimmung des Ehenamens nach Eheschließung 
beim Standesamt beantragt. Das Standesamt hatte 
dies abgelehnt. Der BGH entschied nun, dass die Ehe 
im Ausland rechtswirksam geschlossen wurde. Soge-
nannte Handschuhehen seien nur dann nicht rechts-
konform, wenn bevollmächtigten Stellvertreterinnen 
eine eigene Entscheidungsbefugnis bezüglich der 
Eheschließung oder der Wahl der Ehepartnerin ein-
geräumt werde. 
 
 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=250062&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=1080758
https://www.bsg.bund.de/SharedDocs/Verhandlungen/DE/2021/2021_11_04_B_06_KA_16_20_R.html
https://www.bsg.bund.de/SharedDocs/Verhandlungen/DE/2021/2021_11_04_B_06_KA_16_20_R.html
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&Datum=Aktuell&Sort=12288&nr=124098&pos=18&anz=832
https://juris.bundesgerichtshof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bgh&Art=en&Datum=Aktuell&Sort=12288&nr=124098&pos=18&anz=832
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Zahlen und Statistik 

Bericht des MKFFI zur Aufnahmesituation für ge-
flüchtete Afghaninnen 
Aus einem Bericht des Ministers für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration (MKFFI) des Landes 
Nordrhein-Westfalen zur „Aufnahmesituation für ge-
flüchtete Afghaninnen und Afghanen“ vom 
10.11.2021 geht hervor, dass Nordrhein-Westfalen 
mit Stand vom 03.11.2021 insgesamt 1.419 evaku-
ierte Personen und Personen im Rahmen der organi-
sierten Ausreisen aus Afghanistan in den Landesein-
richtungen untergebracht hat. Für ihre Einreise nach 
Deutschland haben die evakuierten Personen ein Vi-
sum nach § 14 Abs.2 AufenthG ggfs. in Verbindung 
mit § 22 Satz 2 AufenthG erhalten. Evakuierte Perso-
nen, die in Deutschland keinen Aufenthalt nach § 22 
Satz 2 AufenthG erhalten haben, seien durch das 
BAMF informiert und auf die Möglichkeit einer Asyl-
antragsstellung hingewiesen worden. Um auf die 
sog. Ortskräfteliste aufgenommen zu werden, könn-
ten sich die Personen an ihre ehemalige deutsche 
Arbeitgeberin bzw. die jeweiligen Ressortbeauftrag-
ten in den Bundesinstitutionen wenden. Der Bericht 
enthält überdies eine detaillierte Aufschlüsselung 
der Unterbringung in den Landeseinrichtungen. 
 
UNHCR: Weltweit 84 Millionen Menschen auf der 
Flucht 
Aus einer Pressemitteilung vom 11.11.2021 des 
Flüchtlingshilfswerks der Vereinten Nationen (UN-

HCR) geht hervor, dass die Zahl der weltweit vertrie-
benen Menschen innerhalb des ersten Halbjahres 
2021 von 82,4 Millionen auf mehr als 84 Millionen 
gestiegen ist. Gründe seien u.a. Gewalt, Unsicher-
heit, COVID-19 und die Konsequenzen des Klima-
wandels. Es seien zurzeit beinahe 51 Millionen Men-
schen im eigenen Land auf der Flucht. Die meisten 
Binnenvertrieben seien in Afrika zu verzeichnen. Be-
sonders betroffen seien die Demokratische Republik 
Kongo (1,3 Millionen) und Äthiopien (1,2 Millionen), 
aber auch Myanmar und Afghanistan. Auch sei die 
Zahl der Flüchtlinge von Januar bis Juni 2021 auf fast 
21 Millionen angestiegen. Der Großteil der neuen 
Flüchtlinge käme dabei aus der Zentralafrikanischen 
Republik (71.800), dem Südsudan (61.700), Syrien 
(38.800), Afghanistan (25.200) und Nigeria (20.300).  
Weniger als eine Million Binnenvertriebene und nur 
126.700 Flüchtlinge hätten im ersten Halbjahr 2021 
in ihre Heimat zurückkehren können. Der UN-Hoch-
kommissar für Flüchtlinge, Filippo Grandi, erklärte, 
dass die internationale Gemeinschaft ihre Bemühun-
gen um den Frieden verdoppeln und gleichzeitig si-
cherstellen müsse, dass den Vertriebenen und ihren 
Gastgeberinnen Ressourcen zur Verfügung stehen. 
Es seien die Gemeinschaften und Länder mit den ge-
ringsten Möglichkeiten, die weiterhin die größte Last 
beim Schutz und bei der Versorgung der Vertriebe-
nen tragen.

Materialien

Neuer EASO Bericht zu Afghanistan erschienen  
Am 11.11.2021 hat die EU-Asylunterstützungsbe-
hörde EASO ihren Bericht ''Country Guidance Afgha-
nistan'' veröffentlicht. 
Der Leitfaden soll u. a. politische Entscheidungsträ-
gerinnen in der EU bei der Prüfung von Anträgen auf 
internationalen Schutz von Antragstellerinnen aus 
Afghanistan unterstützen und eine einheitliche Ent-
scheidungspraxis in den Mitgliedsstaaten fördern. 
Der Bericht enthalte eine Bewertung der Situation in 
Afghanistan und befasse sich u. a. mit folgenden 
Themen: Akteurinnen, von denen die Verfolgung 

oder ein ernsthafter Schaden ausgehen kann; Flücht-
lingsstatus und Analyse des Schutzbedarfs besonders 
schutzbedürftiger Antragstellerinnen; interne 
Schutzalternativen; Akteurinnen, die Schutz bieten 
können. 
Das BAMF hatte in Erwartung des EASO-Berichts be-
reits am 22.10.2021 ein Schreiben an das Verwal-
tungsgericht Berlin verfasst. Durch die zunehmende 
territoriale Kontrolle der Taliban sei davon auszuge-
hen, dass gesuchte Personen ergriffen werden könn-
ten und somit weiterhin gefährdet seien. Für jeden 
Asyl-Fall müsse die Entwicklungen im jeweiligen Ge-
biet und die individuellen Umstände geprüft werde. 

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV17-5957.pdf
https://www.unhcr.org/dach/de/71127-konflikte-gewalt-und-klimawandel-fuehrten-zu-mehr-vertreibung-in-der-ersten-haelfte-des-jahres-2021.html
https://easo.europa.eu/country-guidance-afghanistan-2021
https://easo.europa.eu/country-guidance-afghanistan-2021
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Afghanistan/2021.10.22_-_vom_BAMF_ans_VG__geschwaerzt_.pdf
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EU-Dokumente zur „Operationalisierung des Pak-
tes“ 
Auf der Website migracontrol.info, auf der Informa-
tionen zur europäischen Bekämpfung von Fluchtzu-
wanderungen im Rahmen des EU-Aktionsplans zu-
sammengestellt sind, wurden am 01.11.2021 wei-
tere EU-Dokumente zur „Operationalisierung des 
Paketes“ veröffentlicht. So gibt es nun auch Informa-
tionen zu Afghanistan, Bosnien-Herzegowina und Ni-
geria. Des Weiteren findet sich auf der Website ein 
EU-Dokument (Update on the state of play of exter-
nal cooperation in the field of migration policy), das 
einen Überblick über den Stand der europäischen 
Externalisierungspolitik gibt.  
 
Präsentation zur BAMF Fachtagung „Asylrecht in 
der Praxis“ 
In einer Präsentation der BAMF Fachtagung „Asyl-
recht in der Praxis“ vom 07.10.2021 erläutert der 
Referent die Auswirkungen der EuGH-Urteile vom 
19.11.2020 (C-238/19) zur Wehrpflicht in Syrien vom 
09.09.2021 (C-18/20) und bezüglich der Stellung von 
Folgeanträgen auf die Praxis des BAMF und prognos-
tiziert Zahlen zur Folgeantragsstellung beim Her-
kunftsland Afghanistan .  
 
FAQ zu Afghanistan  
Der Flüchtlingsrat Niedersachen hat auf seiner Web-
site ein Dokument mit häufig gestellte Fragen 
(„FAQ") zum Themenkomplex Afghanistan, das vom 
Bundesministerium des Inneren (BMI) am 
08.10.2021 an alle zuständigen Behörden der Länder 
und der Kommunen verschickt wurde, veröffentlicht. 
Das Dokument fasse die wesentlichen Abläufe be-
züglich der Evakuierung aus Afghanistan nach der 
Machtübernahme der Taliban zusammen und ent-
halte Hinweise zum ausländer- oder asylbehördli-
chen Verfahren für Schutzsuchende, die aus Afgha-
nistan oder aus Drittstaaten als Ortskräfte oder be-
sonders Gefährdete aufgenommen wurden oder als 
Asylsuchende einreisen.  
Ein ausführlicher Kommentar der FAQ des rechtspo-
litischen Referenten von Pro Asyl, Peter von Auer, 
vom 11.11.2021, ist auf der Website des Flüchtlings-
rats Schleswig-Holstein e. V. zu finden. 
 
Gutachten: Verstöße gegen Kinderrechte in Aufnah-
meeinrichtungen könnten schnellere Entlassung be-
gründen 
Der Verein JUMEN e. V. hat gemeinsam mit terres 
des hommes e. V. am 16.11.2021 ein Gutachten mit 

dem Titel „Der Anspruch auf Entlassung aus einer 
Aufnahmeeinrichtung für minderjährige Geflüchtete 
und ihre Familien unter besonderer Berücksichtigung 
der Kinderrechte“ veröffentlicht. Rechte von Kindern 
und Jugendlichen, wie u. a. der Anspruch auf Schul-
bildung, Zugang zur Kita, gesundheitliche Versor-
gung, Schutz der Privatsphäre oder Leistungen der 
Kinder- und Jugendhilfe, würden in Aufnahmeein-
richtungen häufig nicht gewahrt. Im Gutachten wür-
den juristische Möglichkeiten aufgezeigt, wie die 
rechtlich fragwürdige Unterbringung eine möglichst 
schnelle Entlassung der Minderjährigen und ihrer Fa-
milien begründen kann. 
 
BMAS: Neue Leistungssätze AsylbLG veröffentlicht 
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat 
am 16.11.2021 auf seiner Website die neuen Leis-
tungssätze nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
(AsylbLG) veröffentlicht. Der Meldung können die ab 
dem 01.01.2022 geltenden Beträge für den notwen-
digen Bedarf und den notwendigen persönlichen Be-
darf für die verschiedenen Bedarfsstufen entnom-
men werden.  
In einer Arbeitshilfe informiert die Diakonie Hessen 
(Stand: 05.10.2021) darüber, wie gegen die nach der 
gesetzlichen Änderung im Jahr 2019 vorgesehene 
Einstufung von Alleinstehenden und 
Alleinerziehenden in Gemeinschaftsunterkünften 
(GU) und Erstaufnahmeeinrichtungen (EAE) in 
die Regelbedarfsstufe 2 vorgegangen werden kann.  
 
Wanderausstellung KLIMAFLUCHT 
Die Deutsche Klimastiftung verleiht seit 2016 die 
Wanderausstellung KLIMAFLUCHT. Die Ausstellung 
gibt Informationen zu umweltbedingter Migration, 
den Auswirkungen des Klimawandels in verschiede-
nen Teilen der Erde sowie der Größe des ökologi-
schen Fußabdrucks in den einzelnen Ländern. In Au-
diobeiträgen berichten 14 lebensgroße Figuren über 
ihre persönlichen Schicksale, Ängste und Perspekti-
ven. Die Ausstellung wird ohne Leihgebühren zur 
Verfügung gestellt. Weitere Details können der Web-
site der Deutschen Klimastiftung entnommen wer-
den. Vom 12.12.2021 bis zum 31.01.2022 kann die 
Ausstellung im Q1 in Bochum besucht werden. 
 
 
 
 

https://migration-control.info/weitere-eu-dokumente-zur-operationalisierung-des-pakts/
https://migration-control.info/weitere-eu-dokumente-zur-operationalisierung-des-pakts/
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Asylverfahren/BAMF_Praesentation_Fachtagung_Okt_2021_Folgeantrag_1_.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Asylverfahren/BAMF_Praesentation_Fachtagung_Okt_2021_Folgeantrag_1_.pdf
https://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2021/11/20211008_BMI_FAQs_zum_Themenkomplex_Afghanistan.pdf
https://www.nds-fluerat.org/wp-content/uploads/2021/11/20211008_BMI_FAQs_zum_Themenkomplex_Afghanistan.pdf
https://www.frsh.de/artikel/bmi-haeufig-gestellte-fragen-faq-zum-themenkomplex-afghanistan/
https://jumen.org/wp-content/uploads/2021/11/Gutachten_AnkerZentren.pdf
https://www.bmas.de/DE/Service/Presse/Meldungen/2021/neue-leistungssaetze-asylbewerberleistungsgesetz.html
https://www.bmas.de/DE/Service/Presse/Meldungen/2021/neue-leistungssaetze-asylbewerberleistungsgesetz.html
https://www.fluechtlingsrat-lsa.de/wp-content/uploads/2021/02/21-09-29-fiam-info2-reglbedarfsstufe2-final_al-002.pdf
https://www.deutsche-klimastiftung.de/wanderausstellung-klimaflucht/
https://www.deutsche-klimastiftung.de/wanderausstellung-klimaflucht/
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FES Studie zum Beitrag von Migrantinnen und 
Flüchtlingen zur Deckung der Fachkräftebedarfe in 
Deutschland 
Im November 2021 ist eine von der Friedrich-Ebert-
Stiftung (FES) in Auftrag gegebene Studie des Insti-
tuts der Deutschen Wirtschaft (IW) mit dem Titel 
„Ohne sie geht nichts mehr. Welchen Beitrag leis-
ten Migrant_innen und Geflüchtete zur Sicherung 
der Arbeitskräftebedarfe in Fachkraftberufen in 
Deutschland?“ erschienen. In der Analyse widmen 

sich die Autorinnen u. a. der Fragestellung, welchen 
Beitrag Migrantinnen und Flüchtlinge in Deutschland 
zur Deckung der Arbeitskräftebedarfe in Berufen mit 
vorausgegangener (dualer) Ausbildung leisten. Zu-
dem wird auf Ebene der einzelnen Bundesländer 
dargestellt, in welchen Fachkraftberufen Migrantin-
nen und Flüchtlinge derzeit besonders häufig vertre-
ten sind und welchen Anteil sie mit Blick auf Ausbil-
dungen in Engpassberufen stellen. 

Termine 

 
Online-Veranstaltung, 30.11.2021: Deutsch-Maghrebinische Gesellschaft (DMaG) in Kooperation mit der 
VHS-Bonn: „Geld für Migrationsabwehr? Warum die Hilfe Nordafrika nicht nachhaltig entwickelt“. 18:00 - 
19:30 Uhr. Weitere Informationen unter https://www.dmag-bonn.de/. 
 
Düsseldorf, 30.11.2021: Rosa von Luxemburg Stiftung: Diskussion/Vortrag: „Aktuelle Erscheinungsformen 
des Antisemitismus in Europa“. 19:00 - 20:30 Uhr. Weitere Informationen unter https://nrw.rosalux.de/. 
 
Online-Austausch, 01.12.2021: Flüchtlingsrat NRW: „Engagement in Landesunterkünften“.  17:30 - 19:00 
Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 
 
Online-Vortrag/-Diskussion, 02.12.2021: Eine Kooperation der Evangelischen Landjugendakademie Altenkir-
chen,  der Evangelische Akademie Villigst und der Evangelischen Akademie im Rheinland: „Rechter Terror| 
Zwischen Frauenhass und Antisemitismus“. 19:00 -21:00 Uhr. Weitere Informationen unter https://www.ev-
akademie-rheinland.de. 
 
Dortmund, 04.12.2021: Kino-Sondervorführung: „DEAR FUTURE CHILDREN. Demokratie. Klima. Gerechtig-
keit“. 10:40 - 13:00 Uhr. Weitere Informationen unter https://shop.freiheit.org/#!/Veranstaltung/cub83. 
 
Bochum, 05.12.2021: Kino-Sondervorführung: „DEAR FUTURE CHILDREN. Demokratie. Klima. Gerechtigkeit“. 
10:40 - 13:00 Uhr, weitere Informationen unter https://shop.freiheit.org/#!/Veranstaltung/1mepe. 
 
Bonn, 05.12.2021: Kino-Sondervorführung: „DEAR FUTURE CHILDREN. Demokratie. Klima. Gerechtigkeit“.  
19:00 - 21:35 Uhr, weitere Informationen unter https://shop.freiheit.org/#!/Veranstaltung/2fkw2. 
 
Online-Seminar, 06.12.2021: ECPAT Deutschland e.V.: „Handeln mit Kindern. Kinderhandel und Ausbeutung 
im Migrations- und Asylkontext“. 10:00 - 12:00 Uhr. Weitere Informationen unter https://ecpat.de/und 
m.mueller@ecpat.de. 
 
Online-Vortrag, 08.12.2021: Evangelische Hochschule Rheinland-Westfalen-Lippe / Projekt UBIF an der EVH 
RWL: „Die aktuelle Situation (unbegleiteter) junger Geflüchteter in Deutschland - Möglichkeiten und Heraus-
forderungen für eine parteiliche Fachlichkeit“. 18:00 - 20:00 Uhr. Anmeldung unter beschwerdestelle@evh-
bochum.de. 
 
Online-Auftakttreffen, 08.12.2021: Flüchtlingsrat NRW: „‘Zusammen sind wir nicht zu überhören!‘ – 
Gemeinsame Entwicklung von Forderungen zur Landtagswahl 2022“. 17:00 - 20:00 Uhr. Weitere 
Informationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 

http://library.fes.de/pdf-files/a-p-b/18547.pdf
http://library.fes.de/pdf-files/a-p-b/18547.pdf
http://library.fes.de/pdf-files/a-p-b/18547.pdf
http://library.fes.de/pdf-files/a-p-b/18547.pdf
https://www.dmag-bonn.de/
https://nrw.rosalux.de/
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/01122021-online-austausch-engagement-in-landesunterkuenften.html
https://www.lja.de/
https://www.lja.de/
http://www.kircheundgesellschaft.de/theologische-und-gesellschaftliche-grundfragen/evangelische-akademie-villigst/
https://www.ev-akademie-rheinland.de/
https://www.ev-akademie-rheinland.de/
https://www.ev-akademie-rheinland.de/
https://shop.freiheit.org/#!/Veranstaltung/cub83
https://shop.freiheit.org/#!/Veranstaltung/7gm3c
https://shop.freiheit.org/#!/Veranstaltung/7gm3c
https://shop.freiheit.org/#!/Veranstaltung/1mepe
https://shop.freiheit.org/#!/Veranstaltung/2fkw2
https://ecpat.de/
mailto:m.mueller@ecpat.de
mailto:beschwerdestelle@evh-bochum.de
mailto:beschwerdestelle@evh-bochum.de
https://www.frnrw.de/fileadmin/user_upload/AG_Landtagswahl_2022_Flyer.pdf
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Schwerte, 10.12. - 12.12.2021: Institut für Kirche und Gesellschaft „Asylpolitisches Forum 2021“. 10.12., 
17:30 - 12.12., 12:30 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung unter Institut für Kirche und Gesellschaft. 
 
Bochum, 12.12.2021 - 31.01.2022: Wanderausstellung – Klimaflucht. Weitere Informationen unter 
http://dreiviertel-bochum.de/ausstellung-klimaflucht-im-q1. 
 
Köln, 12.12.2021: Kino-Sondervorführung: „DEAR FUTURE CHILDREN. Demokratie. Klima. Gerechtigkeit“. 
11:15 - 13:30 Uhr. Weitere Informationen unter https://shop.freiheit.org/#!/Veranstaltung/82boq. 
 
Online-Workshop, 15.12.2021: Institut für Kirche und Gesellschaft der EKvW: „Digitale Transformation der 
sozialen Arbeit im Kontext Flucht“. 15:30 - 18:30 Uhr. Ansprechpartnerin ist romina.skupin@kircheundgesell-
schaft.de. 

Online-Austausch, 16.12.2021: Flüchtlingsrat NRW: „Finanzierungsmöglichkeiten in der ehrenamtlichen 
Flüchtlingshilfe“. 17:00 - 18:30 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 

 

 

https://www.kircheundgesellschaft.de/
http://dreiviertel-bochum.de/ausstellung-klimaflucht-im-q1
https://shop.freiheit.org/#!/Veranstaltung/82boq
mailto:romina.skupin@kircheundgesellschaft.de
mailto:romina.skupin@kircheundgesellschaft.de
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/16122021-online-austausch-finanzierungsmoeglichkeiten-in-der-ehrenamtlichen-fluechtlingshilfe.html

